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34. Gesetz: Wiener Jugendschutzgesetz 1985. 

34. 

Gesetz vom 26. April 1985 zum Schutz der 
Jugend (Wiener Jugendschutzgesetz 1985) 

Der Wiener Landtag hat beschlossen: 

Zielbestimmung 

§ 1. Aufgabe dieses Gesetzes ist unter besonderer 
Beachtung der Verantwortlichkeit der Erziehungs­
berechtigten der Schutz von Kindern und jugendli­
chen vor Gefahren, die geeignet sind, ihre körperli­
che, geistige, seelische, sittliche oder soziale Ent­
wicklung zu beeinträchtigen. 

Begriffsbestimmungen 

§ 2. Im Sinne dieses Gesetzes sind 
1. Kinder: Personen, die das 14. Lebensjahr 

noch nicht vollendet haben. 
2. jugendliche: Personen vom vollendeten 

14. Lebensjahr bis zum vollendeten 
18. Lebensjahr. Verheiratete jugendliche und 
jugendliche Angehörige des Bundesheeres 
gelten nicht als jugendliche im Sinne dieses 
Gesetzes. 

3. Erziehungsberechtigte: Eltern sowie sonstige 
Personen und Institutionen, denen im Einzel­
fall nach bürgerlichem Recht das Erziehungs­
recht zukommt, sowie Personen, die im Ein­
verständnis mit den Erziehungsberechtigten 
die Erziehung durch längere Zeit oder auf 
Dauer ausüben. 

4. Begleitpersonen: Erziehungsberechtigte nach 
Ziffer 3 oder Personen über 18 Jahre, denen 
die Aufsicht über Kinder oder Jugendliche 
von den Erziehungsberechtigten fallweise 
anvertraut oder übertragen wurde. 

5. Öffentliche Veranstaltungen: Filmaufführun­
gen, Fernseh- und Videovorführungen, Vor­
führungen von Stehbildern, Theaterauffüh­
rungen, Schaustellungen, Darbietungen und 
Belustigungen (auch Spiele, Sportereignisse 
sowie Ausstellungen); dies gilt auch für 
gewerbliche Veranstaltungen (zB Mode­
schauen und Verkaufsausstellungen) oder für 
Veranstaltungen, die Wissenschafts-, Unter­
richts-, Erziehungs- und Bildungszwecken 
dienen. Die Veranstaltungen müssen allge­
mein zugänglich sein und dürfen nicht von 
vornherein auf einen in sich geschlossenen 

und nach außen abgegrenzten Personenkreis 
beschränkt sein. Nicht als öffentliche Veran­
staltungen gelten die der Religionsausübung 
dienenden Handlungen. 

Ausweispflicht 

§ 3. Kinder und Jugendliche sind verpflichtet, im 
Zweifelsfall den mit der Vollziehung dieses Geset­
zes betrauten behördlichen Organen und den 
Erwachsenen, die sich andernfalls einer Übertre­
tung nach diesem Gesetz schuldig machen könnten, 
ihr Alter, zB durch einen Lichtbildausweis, nachzu­
weisen, dies jedoch nur dann, wenn Kinder oder 
jugendliche bei einem Verhalten angetroffen wer­
den, das auf Grund dieses Gesetzes nicht Kindern 
oder jugendlichen jeden Alters gestattet ist. 

Pflichten der Erziehungsberechtigten und Begleit- · 
personen 

§ 4. (1) Erziehungsberechtigte und Begleitperso­
nen haben dafür zu sorgen, daß die ihrer Aufsicht 
unterstehenden Kinder und Jugendlichen die 
Bestimmungen dieses Gesetzes oder die auf Grund 
dieses Gesetzes erlassenen Anordnungen einhalten. 

(2) Erziehungsberechtigte sind berechtigt, den 
Besuch von Veranstaltungen und den Aufenthalt in 
Gaststätten und Buschenschenken außerhalb der in 
den §§ 8, 9, 10 und 14 gezogenen Grenzen durch 
Kinder und jugendliche zu billigen, wenn diese 
dadurch in ihrer körperlichen, geistigen, seelischen, 
sittlichen oder sozialen Entwicklung nicht gefähr­
det erscheinen. Nach vorheriger Billigung durch 
die Erziehungsberechtigten ist das V erhalten des 
Jugendlichen jedenfalls nicht strafbar. 

(3) Erziehungsberechtigte sind zur Auskunft ver­
pflichtet, wenn die mit der Vollziehung dieses 
Gesetzes betrauten Behörden oder Organe anfra­
gen, ob sie einem Kind oder Jugendlichen den 
Besuch oder den Aufenthalt außerhalb der in den 
§§ 8, 9, 10 und 14 gezogenen Grenzen gebilligt 
haben. Diese Verpflichtung zur Auskunft besteht 
für den Erziehungsberechtigten dann nicht, wenn 
mit der Auskunft für den Erziehungsberechtigten 
die Gefahr seiner strafgerichtlichen oder verwal­
tungsstrafrechtlichen Verfolgung verbunden wäre. 
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